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Geſetz⸗ Sammlung 


für die 


Königlichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr 66. 


(fr, 7219.) Verordnung, betreffend die anderweitige Organifation der Juſtizbehörden in 


den Fürſtenthümern Waldeck und Pyrmont. Vom 6. Oktober 1868. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de. 


berordnen, in Gemäßheit des zwiſchen Preußen und Waldeck⸗Pyrmont geſchloſſe⸗ 
nen Vertrages vom 18. Juli 1867, betreffend die Uebertragung der Verwaltung 
der Fürſtenthümer Waldeck und Pyrmont an Preußen (GeſetzSamml. für die 
Preußiſchen Staaten von 1868. S. 1., Fürſtlich Waldeckiſches Regierungsblatt 
von 1867. S. 133), auf den Antrag Unſeres Staatsminiſteriums, für das Ge⸗ 
biet der genannten Fürſtenthümer, was folgt: 


I. Einrichtung und Juſtaͤndigkeit der Gerichte. 
gl, 


Die Gerichtsbarkeit wird ausgeübt: 


1) durch ein Kreisgericht in Arolſen und durch die Amtsgerichte in Arolſen, 
Corbach, Niederwildungen und Pyrmont, a 


2) durch Unſer Appellationsgericht in Kaſſel, 
3) durch Unſer Ober⸗Appellationsgericht in Berlin. 
8 2 
Die beſtehenden Gerichtsbehörden werden aufgehoben. 
An der Einrichtung der Friedensgerichte wird nichts geändert. 


1. Amtsgerichte und Kreisgerichte. 
; $. 3. 


Die Amtsgerichte werden mit einem oder mehreren Amtsrichtern und mit 


N den erforderlichen Büreau⸗ und Unterbeamten beſetzt. 


Jahrgang 1868. (Nr. 7219.) 123 §. 4. 
Ausgegeben zu Berlin den 22. Oktober 1868. 
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$. 4. 
Die Amtsgerichte ſind zuſtändig: 
I. in bürgerlichen Rechtsſachen: 


1) für die Verhandlung und Entſcheidung aller Rechtsſtreitigkeiten, 
deren Gegenſtand an Geld oder Geldeswerth die Summe von Ein⸗ 
hundert Thalern nicht überſteigt, ſowie außerdem, ohne Rückſicht auf 
den Werth des Streitgegenſtandes, für die Verhandlung und Ent⸗ 
ſcheidung der Beſitzſtreitigkeiten, der Streitigkeiten über Altentheile 
(Auszüge), über Anſprüche aus einem unehelichen Beiſchlaf, der 
Streitigkeiten zwiſchen Dienſtboten und Dienſtherren, die aus dem 
Dienſtverhältniſſe entſpringen, und der Streitigkeiten über Einräu⸗ 


mung oder Verlaſſung einer Wohnung zwiſchen Miether und 


Vermiether 


2) für die Behandlung der Konkurſe, mit Ausſchluß der Entſcheidung 
ſolcher einzelner Rechtsſtreitigkeiten, welche mit Rückſicht auf Nr. 1. 
die Zuſtändigkeit des Einzelrichters überſchreiten, und für den Erlaß 
einſtweiliger Verfügungen, insbeſondere für die Anlegung von 
Arreſten u. ſ. w. 


3) für die geſammte nicht ſtreitige Gerichtsbarkeit, mit Einſchluß des 
Vormundſchafts⸗, Depoſiten- und Hypothekenweſens 5 


II. in Strafſachen für die Beſorgung der in dem Geſetze vom 14. Juni 
1850., die Einführung des öffentlichen und mündlichen Verfahrens mit 
Geſchworenen in Unterſuchungsſachen betreffend, dem Einführungsgeſetz 
5 Strafgeſetzbuch und den zu dieſen Geſetzen ergangenen Nachträgen 
en Unterſuͤchungsrichtern und den Einzelrichtern zugewieſenen Geſchäfte 


III. für Aufnahme von Klagen, Geſuchen, Anträgen und Erklärungen jeder 


Art, welche Eingeſeſſene des Bezirks in ihren Rechtsangelegenheiten zum 


Protokoll geben wollen, und die Weiterbeförderung derſelben an die zu. 


ſtändige Gerichtsbehörde , 
IV. für die Erledigung von Aufträgen der vorgeſetzten Kollegialgerichte. 


$. 5. 


Die Amtsrichter handeln und entſcheiden als Einzelrichter. 

Sind bei einem Amtsgerichte mehrere Amtsrichter angeſtellt, ſo können die 
Geſchäfte unter ihnen entweder nach Gattungen oder nach örtlich abgegrenzten 
Diſtrikten vertheilt werden. Sie vertreten ſich in Behinderungsfällen gegenfeitig. 

Für diejenigen Amtsgerichte, bei denen nur Ein Amtsrichter angeſtellt iſt, 
wird im Voraus ein benachbartes Amtsgericht zur Vertretung in Behinderungs⸗ 


fällen beſtimmt. Für das Amtsgericht in Pyrmont kann ein Preußiſcher Richter 


als Vertreter beſtellt werden. i 
Au⸗ 
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Außerdem ift es zuläſſig, für eilige Fälle einen anderen Rechtskundigen 


im Voraus zum Stellvertreter zu verpflichten, welchem die Entſcheidung ſtreitiger 
Rechtsſachen jedoch nicht zu übertragen iſt. 


$. 6. 
Der Gerichtsſtand der Amtsrichter iſt der ordentliche; doch tritt in den 
einen Amtsrichter perſönlich betreffenden Rechtsſachen ein im Voraus zu beſtim⸗ 
mendes anderes Amtsgericht ein. 


§. 7 


von Mitgliedern, nebſt den entſprechenden Büreau- und Unterbeamten. 

Der Direktor iſt befugt, Mitglieder der Amtsgerichte in Verhinderungs— 
fällen einzelner Mitglieder des Kreisgerichts als deren Vertreter und in Schwur⸗ 
gerichtsſachen als Ergänzungsrichter einzuberufen. 


F. 8. 
5 Zur Beſchlußnahme und Entſcheidung des Kreisgerichts genügt die Theil- 
nahme von drei Mitgliedern, einſchließlich des Vorſitzenden, ſoweit nicht ein An⸗ 
deres beſtimmt iſt. Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden 
den Ausſchlag. f 99 


Unſer Juſtizminiſter kann anordnen, daß in Corbach, Nieder-Wildungen 
und Pyrmont drei Richter von Zeit zu Zeit zuſammentreten, um nach Beſtim⸗ 
mung eines Geſchäftsregulativs gewiſſe, kollegialiſch zu erledigende Angelegenheiten 
als Gerichtsdeputation an Stelle des Kreisgerichts zu verhandeln und zu ent⸗ 
cheiden. 

1 Zur Bildung der Gerichtsdeputation in Pyrmont können zwei bei benach- 
barten Preußiſchen Gerichten angeſtellte Richter zugezogen werden. 

Unſer Juſtizminiſter beauftragt erforderlichen Falls auch einen Beamten 
der Staatsanwaltſchaft bei den benachbarten Preußiſchen Gerichten mit der Ver⸗ 
tretung des Staatsanwalts in Pyrmont. 


$. 10. 
Das Kreisgericht iſt zuſtändig: 
I. in bürgerlichen Rechtsſachen: 
J) für die Verhandlung und Entſcheidung aller bürgerlichen Rechtsſtreitig⸗ 
keiten erſter Inſtanz, welche nicht vor die Amtsgerichte gehören; 
2) für die Verhandlung und Entſcheidung des Rechtsmittels der Re⸗ 
viſion und der Nichtigkeitsklagen gegen Erkenntniſſe der Amtsgerichte / 
3) für die Ertheilung von Großjährigkeits⸗ Erklärungen; 
für die Beſtätigung der Annahme an Kindesſtatt / 5 
für die Genehmigung zur Veräußerung unbeweglicher Güter der 
| Pflegebefohlenen ; 
(Nr. 7219.) 123* für 
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für die Erlaſſung der Proklame: 
a) wegen Mortifikation von Urkunden, 
b) wegen Todeserklärung Verſchollener, 
ohne daß es in dieſen Fällen der Genehmigung einer höheren Behörde 
ferner bedarf 
für das Verfahren bei Blödſinnigkeits⸗, Wahnſinnigkeits⸗ und 
Prodigalitäts⸗Erklärungen, 
für die Führung der im Handelsgeſetzbuch den Handelsgerichten 5 
überwieſenen Regiſter, ſo lange Handelsgerichte noch nicht eingerich⸗ 
tet ſind 
II. in Strafſachen: 
für die Erledigung der in den Geſetzen einem Kollegialgericht zu⸗ 
gewieſenen Geſchäfte, inſoweit dieſelben in dieſer Verordnung nicht 
einem höheren Gericht übertragen ſind. 


8 
Wenn der Staatsanwalt wegen nachfolgender Vergehen: 
des Widerſtandes gegen die Staatsgewalt in den Fällen der $$. 85. 
und 90. des Strafgeſetzbuchs vom 15. Mai 1855., 
der Beleidigung in dem Falle des F. 98. a. a. O., N 
der Körperverletzung oder Mißhandlung in den Fällen der SS. 176. 178. 
186. a. a. O., 


des einfachen Diebſtahls ($$. 204. 205. a. a. O.), 

der Unterſchlagung ($$. 213. 214. a. a. O.), 

der einfachen Hehlerei ($. 225. a. a. O.), 

des Betruges in den Fällen der § . 229. bis 231. a. a. O., 

der Urkundenfälſchung in dem Falle des §. 243. a. a. O., 

der Vermögensbeſchädigung in den Fällen der $$. 261. 262. a. a. O., 
Anklage erhebt und vorausſichtlich auf keine andere Strafe als Gefängniß bis 
zu drei Monaten oder Geldbuße bis zu Einhundert Thalern allein oder in Ver⸗ 
bindung miteinander zu erkennen ift, fo kann, ſelbſt wenn Rückfall ($. 58. a. a. O.) 
vorliegt, das Kreisgericht bei oder nach Eröffnung der Unterſuchung auf den Antrag 
des Staatsanwalts beſchließen, daß das Amtsgericht des betreffenden Bezirks ſich 
der Verhandlung und Entſcheidung der Sache zu unterziehen habe. 


§. 12. 


Findet das beauftragte Amtsgericht, daß eine nicht unter den $. 11. fallende, 
feine eigene Zuſtändigkeit überſchreitende ſtrafbare Handlung vorliege oder daß 
wegen eines der dort bezeichneten Vergehen auf andere, als die ebenda angegebenen 
Strafen zu erkennen ſei, jo erklärt daſſelbe mittelſt Beſchluſſes, gegen welchen 

ein 
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ein Rechtsmittel nicht ſtattfindet, den ihm ertheilten Auftrag für erledigt, worauf 
das Verfahren vor dem Kreisgerichte eintritt. a 
Für das Verfahren vor dem Amtsgerichte kommen die Beſtimmungen in 
den $$. 35. bis 43. des Geſetzes vom 14. Juni 1850., betreffend die Einfüh⸗ 


rung des öffentlichen und mündlichen Verfahrens mit Geſchworenen in. Unter- 
ſuchungsſachen, zur Anwendung, 


. 13. 


Bei der Bildung der Jahresliſten der Geſchworenen wirkt fortan ſtatt 
des Kreisgerichtsdirektors der Amtsrichter, und wenn deren mehrere am Orte 
1 ſind, der dem Dienſtalter nach älteſte, mit. Einigt ſich derſelbe mit dem Mit⸗ 
4 her u Kreisvorſtandes nicht, fo bleibt die betreffende Perſon aus der Jahres: 
iſte fort. 

Die Jahresliſten ſind bis zum 1. Dezember jeden Jahres, ſtatt, wie bisher, 
an das Obergericht, künftig an das Kreisgericht einzuſenden, welches die Aus⸗ 
loofung der Haupt» und Ergänzungsgeſchworenen nach den beſtehenden Vor⸗ 
ſchriften bewirkt. 

Die Termine zur Abhaltung der Schwurgerichtsſitzungen werden von 
dem Kreisgerichtsdirektor feſtgeſetzt und bekannt gemacht. Er ladet die aus⸗ 
gelooſten Geſchworenen, bezeichnet den Ort des abzuhaltenden Gerichts und führt 
den Vorſitz im Schwurgerichtshof, vorbehaltlich der Befugniß des Präſidenten 
des Appellationsgerichts, einen anderen Vorſitzenden zu ernennen. 


2. Appellations gericht. 
F. 14. 


Unſerem Appellationsgerichte in Kaſſel werden folgende Befugniſſe der 
Juſtizbehörden höherer Inſtanz übertragen: 
J. in bürgerlichen Rechtsſachen: 

1) die Verhandlung und Entſcheidung des Rechtsmittels der Appella⸗ 
tion gegen Erkenntniſſe des Kreisgerichts und der Amtsgerichte; 

2) die Entſcheidung auf Beſchwerden über Verfügungen und Beſchlüſſe 
des Kreisgerichts und der Amtsgerichte in allen nicht prozeſſualiſchen 
Angelegenheiten, in denen es bei der Entſcheidung des Appellations⸗ 
gerichts bewendet 


II. in Strafſachen: 
die Geſchäfte der Anklagekammer und die Entſcheidungen auf Be⸗ 
ſchwerden gegen Beſchlüſſe, welche das Kreisgericht in erſter Inſtanz 
erlaſſen hat, inſoweit die Beſchwerde ſich nicht auf das Verfahren 
in Schwurgerichtsſachen bezieht 

III. die Beſtimmung des zuſtändigen Gerichts: 
1) wenn ein poſitiver oder negativer Kompetenz⸗Konflikt zwiſchen ver⸗ 
ſchiedenen Amtsgerichten oder dieſen und dem Kreisgerichte beſteht, 


Gr. 7219) 2) wenn 
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2) wenn das zuſtändige Amtsgericht verhindert iſt, ſich der Verhand⸗ 710 


lung und Entſcheidung der Sache zu unterziehen, 
3) wenn ein gemeinſchaftlicher Gerichtsſtand zu beſtimmen if; 

IV. die Juſtizaufſicht und Verwaltung der Fürſtenthümer, insbeſondere für 
Juſttzviſitationen, Disziplinar⸗ und Anſtellungsſachen, und zwar in dem⸗ 
ſelben Umfange, in welchem das Appellationsgericht überhaupt zu⸗ 
ſtändig iſt 

V. die Zuſtändigkeit in allen privatrechtlichen Angelegenheiten des Fürſten 
von Waldeck und Pyrmont, ſowie der Mitglieder des Fürſtlichen Hauſes 
einſchließlich deſſen Gräflicher Linie. 

$. 15. 

Zur Beſchlußnahme und Entſcheidung des Appellationsgerichts iſt die 
Theilnahme von fünf Mitgliedern, einſchließlich des Vorſitzenden, erforderlich. 
Bei Stimmengleichheit giebt die Stimme des Vorſitzenden den Ausſchlag. 

Die prozeſſualiſchen Angelegenheiten zweiter Inſtanz in den Fällen des 
F. 14. Nr. V. werden in einem beſonderen Senate von ſieben Mitgliedern 
erledigt. 
$. 16. 


Dem Verfahren und den Entſcheidungen des Appellationsgerichts werden 


die in den Fürſtenthümern geltenden Geſetze zum Grunde gelegt. 
§. 17. 


Die richterlichen Entſcheidungen des Appellationsgerichts ergehen unter 
der Formel: 2 
in Gemäßheit des zwiſchen Seiner Majeſtät dem Könige von Preußen 
und Seiner Durchlaucht dem Fürſten von Waldeck und Pyrmont ge⸗ 
ſchloſſenen Staatsvertrages vom 18. Juli 1867. 


$. 18. 


In den aus den Fürſtenthümern an das Appellationsgericht gelangenden 
Sachen dürfen auch die in den erſteren angeſtellten Rechtsanwalte Schriftſätze 
anfertigen. 

Zur Vertretung der Parteien vor dem Gerichtshofe ſind nur die bei dem⸗ 
ſelben zur Praxis verſtatteten Anwalte befugt. i 

Die Gerichtskoſten und die Gebühren der Rechtsanwalte ſind nach den 
Fürſtlich Waldeckiſchen Geſetzen zu berechnen. Bei Appellationen werden an 
Gebühren für die Anfertigung der Schriftſätze zwei Drittheile, für die Ver⸗ 
tretung bei der mündlichen Verhandlung aber die Hälfte des Pauſchſatzes 
vergütigt. d 

3. Ober⸗ 
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3. Oberſter Gerichtshof. 
. 19. 


Bi Unferem Ober: Appellationsgerichte in Berlin werden die bisher dem Ober⸗ 
trribunal übertragenen Befugniſſe des oberſten Gerichtshofes zugewieſen. Es 
bewendet in dieſer Beziehung insbeſondere bei den Beſtimmungen der Verträge 
vom 1. Februar 1851. und 5. Juli 1856. mit folgenden Maaßgaben: 


Unſerem Ober-Appellationsgericht ſteht zu: 
I. in bürgerlichen Rechtsſachen: 


die Verhandlung und Entſcheidung auf die Rechtsmittel der Reviſion 
und Nichtigkeitsbeſchwerde gegen Erkenntniſſe des Appellations⸗ 
gerichts, ſowie auf die nach den beſtehenden Geſetzen dem Inſtanzen⸗ 
zuge der Rechtsmittel folgenden und zur Zuſtändigkeit des oberſten 
Gerichtshofes gehörenden Beſchwerden. 

N Eines befonderen Antrages der Parteien bedarf es ferner 
nicht, um eine Civilprozeßſache im Wege der Nichtigkeitsbe⸗ 
ſchwerde vor den oberſten Gerichtshof zu verweiſen. 

Das ſchriftliche Verfahren in der Reviſionsinſtanz findet 
vor dem Kreisgericht ſtatt. Bei demſelben iſt das Rechtsmittel 
anzumelden und die Rechtfertigung und Vernehmlaſſung einzureichen. 

Ingleichen erläßt das Kreisgericht die zur Berichtigung der 
Förmlichkeiten erforderlichen Auflagen an die Parteien und iſt 
befugt, das Rechtsmittel wegen Mangels derſelben zu verwerfen. 

Auch Reſtitutionsgeſuche gegen prozeſſualiſche Verſäumniſſe, 
ſowie Friſtgeſuche und die darauf zu erlaſſenden Verfügungen ge⸗ 
hören zunächſt vor das Kreisgericht. 

Wegen Anfechtung der Verfügungen des Kreisgerichts im 
Vorverfahren, ſowie wegen der Vorſchriften über das Verfahren 
ſelbſt bleibt das Geſetz vom 22. Auguſt 1856., die Bildung einer 
Reviſions-⸗Inſtanz in Civilprozeſſen betreffend, in Kraft; 

II. in Strafſachen: 

die Verhandlung und Entſcheidung auf die Nichtigkeitsbeſchwerden gegen 
Erkenntniſſe des Kreisgerichts und auf Beſchwerden gegen Befchluffe 
des letzteren als Schwurgerichtshof und gegen Beſchlüſſe des 
Appellationsgerichts, inſoweit es ſich um die Entſcheidung einer 
Rechtsfrage handelt, 

III. in Disziplinarſachen: 
i in demſelben Umfange, in welchem das Ober-Appellationsgericht über⸗ 
haupt zuſtändig iſt. 5 


Die Entſcheidungen des Ober- Appellationsgerichts ergehen unter der im 
$. 17. bezeichneten Formel. 
Gr. 7219) 4. Staats. 


fehriften zur Geltung. 


N 


4. Staatsanwaltſchaft. 


F. 20. 


Bei dem Kreisgerichte wird ein Staatsanwalt mit dem erforderlichen 
Hülfsperſonal angeſtellt. Bei den Amtsgerichten fungiren Polizeianwalte mit 
den ihnen geſetzlich obliegenden Befugniſſen. 

Die Geſchäfte des Polizeianwalts können von dem Juſtizminiſter einem 
Beamten der Staatsanwaltſchaft oder einem bei dem Amtsgericht angeſtellten oder 
beſchäftigten richterlichen Beamten, oder auch einem in der Ausbildung für das 
Richteramt begriffenen Beamten widerruflich übertragen werden. 

Inſoweit dieſe Befugniß nicht zur Anwendung kommt, erfolgt die Er⸗ 
nennung des Polizeianwalts kommiſſariſch durch den Landesdirektor nach An⸗ 
hörung des Staatsanwalts. 

Vorſteher der Gemeindeverwaltung (Bürgermeiſter) am Sitze des Amts⸗ 
gerichts ſind verpflichtet, die Verrichtungen eines Polizeianwalts gegen eine von 
den Gemeindeverbänden des Amtsgerichtsbezirks zu gewährende, von dem Landes⸗ 
direktor feſtzuſetzende Entſchädigung zu übernehmen. 


. 21. 


Die Verrichtungen der Staatsanwaltſchaft in den aus den Fürſtenthümern 
an das Appellationsgericht gelangenden Sachen werden durch Unſeren Ober⸗ 
Staatsanwalt in Kaſſel und deſſen Vertreter wahrgenommen. Derſelbe bildet 
100 Aufſichtsinſtanz für die Staatsanwalte und die Polizeianwalte in den Fürſten⸗ 
thümern. 


5. Rechtsanwalte und Notare. 


§. 22. 


Die Advokaten, welche den Amtskarakter „Rechtsanwalt“ annehmen, wer⸗ 
den fortan bei dem Kreisgerichte und den Amtsgerichten unter Anweiſung eines 
beſtimmten Wohnſitzes angeſtellt. 

Die vorhandenen Anwalte dürfen ihren bisherigen Wohnſitz nur mit Ge 
nehmigung des Juſtizminiſters verändern. 8 

Unſer Juſtizminiſter iſt ermächtigt, wo ſich dazu ein Bedürfniß herausſtellt, 
den 1 auch die Ausübung des Notariat in den Fürſtenthümern 
zu geſtatten. 7 

Für den Anſatz und die Erhebung der Gebühren der Notare treten als⸗ 
dann die im Departement des Appellationsgerichts zu Kaſſel geltenden Geſetze 
mit der e in Kraft, daß, wo in denſelben auf den Gerichtskoſtentarif 
verwieſen wird, der für die Fürſtenthümer beſtimmte Tarif anzuwenden iſt. 

In Betreff der Disziplin und Aufſicht über die Rechtsanwalte und Notare 
kommen die im Departement des Appellationsgerichts zu Kaſſel beſtehenden Vor⸗ 


Der 
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Der bei dieſem Gerichtshofe gebildete Ehrenrath tritt auch für die Rechts- 


u anwalte und Notare der Fürſtenthümer in Wirkſamkeit. Zu ſpäteren Neuwahlen 
deſſelben werden fie mit zugezogen. 


6. Inſinuationen. 
§. 23. 
Die Inſinuation ſowohl der Erkenntniſſe als aller gerichtlichen Verfügungen 
in Civil⸗ und Strafſachen kann durch die Poſt nach Maaßgabe der im Depar⸗ 
tement des Appellationsgerichts zu Kaſſel über die Poſtinſinuationen geltenden 
Vorſchriften geſchehen. 


II. Allgemeine Beſtimmungen. 
1. Angelegenheiten der Juſtizverwaltung. 
F. 24, 

5 Die nächſte Aufſicht über die Amtsgerichte wird von dem Direktor des 
Kreisgerichts ausgeübt und die Aufficht in höherer Inſtanz, ſowie die über das 
Kreisgericht, Unſerem Appellationsgericht in Kaſſel, die Oberaufſicht über ſämmt⸗ 
liche Gerichte, ſowie über die Beamten der Staatsanwaltſchaft Unſerem Juſtiz⸗ 
miniſter übertragen. © 

§. 25. 


N Beſchwerden, welche die Disziplin, den Geſchäftsbetrieb oder Verzögerungen 
betreffen, find hinſichtlich aller Rechtsangelegenheiten, ebenſo wie die Beſchwerden 
wegen unrichtigen Anſatzes der Gerichtskoſten und wegen verweigerter Stundung 


. oder Niederſchlagung, im Aufſichtswege demnach ſchließlich durch Unſeren Juſtiz⸗ 


miniſter zu erledigen. 
N 5 $. 26. 
x In Betreff der Begnadigungsſachen, der Aufficht über die Straf- und 
Gefängnißanſtalten, der Juſtiz⸗Etats⸗, Kaſſen⸗ und Rechnungsſachen und der das 


Jiuſtizreſſort betreffenden Landtagsangelegenheiten werden dem Landesdirektor die 


früher von der Regierung geübten Funktionen übertragen. Er iſt befugt, ſich 
in Wahrnehmung derſelben durch den Kreisgerichtsdirektor oder den Staatsanwalt 
vertreten zu laſſen. a 

$. 27. 


Die Beſtätigung einer Annahme an Kindesſtatt (Adoption oder Arrogation) 
gehört fortan vor das ordentliche Gericht des Annehmenden. Unſere Genehmi⸗ 
gung dazu iſt nur in den Fällen erforderlich, in denen dies für das Gebiet des 

gemeinen Preußiſchen Landrechts vorgeſchrieben iſt. 
= Großjährigkeits Erklärungen, Dispenſationsgeſuche der Kinder von 

Beibringung des Heirathskonſenſes, ſowie die Geſuche um Genehmigung zur 
Veräußerung unbeweglicher Güter der Pflegebefohlenen gehören vor die ordent⸗ 
lichen Gerichte. 

Jahrgang 1868. (Nr. 7219.) a 124 §. 28. 


— 906 — 


$. 28. 


An die Stelle der nach Artikel 23. des Geſetzes vom 13. Oktober 1858, i 
die Ablöſung der Huteberechtigungen betreffend (Regierungsblatt S. 61.), zur 
Entſcheidung über erhobene Rekurs⸗ und andere (einfache) Beſchwerden wider 


Beſcheide und Verfügungen der Ablöſungskommiſſionen berufenen Behörde tritt 
Unfere Generalkommiſſion in Kaſſel. 0 
2. Verhältniß der Gerichte unter einander und zu den Verwaltungs⸗ 5 
Behörden. a 

F. 29. 


Die Gerichte unter einander, ſowie Die Gerichte und Verwaltungsbehörden 

haben ſich bei Erledigung der ihnen obliegenden Geſchäfte innerhalb ihres Reſſorts 

gegenſeitige Unterſtützung zu leiſten. | 

Die Entfcheidung über Kom etenz Konflikte, welche zwiſchen Juſtiz⸗ und 

\ Verwaltungsbehörden entſtehen, wird Unſerem Gerichtshof zur Entſcheidung der 
= Kompetenz⸗Kynflikte in Berlin übertragen. Zur Erhebung des Kompetenz: 
5 Konflikts iſt der Landesdirektor befugt. Im Uebrigen bewendet es in dieſer 
5 Beziehung, ſowie in Betreff des Verfahrens nach der Erhebung des Kompetenz⸗ 
Konflikts bei dem Geſetze, die Kompetenz⸗Konflikte zwiſchen den Juſtiz⸗ und Ber 
waltungsbehörden betreffend, vom 9. Mai 1854. (Fürſtlich Waldeckiſches Regie⸗ 

rungsblatt Seite 109.). ei. 


3. Qualifikation und Ernennung der Juſtizbeamten. 
$. 30. 


Wer zur Laufbahn als Richter, Staatsanwalt oder Rechtsanwalt zuge⸗ 
laſſen ſein will, hat die Bedingungen zu erfüllen, welche in dem Departement 
Unſeres Appellationsgerichts in Kaſſel zur Ablegung der erſten juriſtiſchen Prüfung 
vor ug find, und nach den dort geltenden Vorſchriften dieſe Prüfung 
zu beſtehen. 

u in der erſten Prüfung Beſtandene wird von dem Präſidenten des 
e zum Referendarius ernannt und eidlich verpflichtet. Er hat 
ſodann zu feiner praktiſchen Vorbereitung bei einem Amts⸗ und Kreisgerichte, bei 
einem Rechtsanwälte „bei der Staatsanwaltſchaft und bei einem Appellations⸗ 
3 gerichte, insgeſammt vier Jahre, zu arbeiten. Die näheren Beſtimmungen über 
. die Art und Dauer der Beſchäftigung bei den einzelnen Behörden werden von 

: Unſerem Juſtizminiſter erlaſſen. 
Referendarien können die Funktionen eines Gerichtsſchreibers wahrnehmen 
und in den letzten Jahren der Vorbereitungszeit nach beſcheinigter Tüchtigkeit von 
f Anſerem Juſtizminiſter mit der zeitweiſen Funktion eines Hülfsrichters bei den 
a Kreis- und den Amtsgerichten, oder eines Gehülfen der Staatsanwaltſchaft be⸗ 
Kaauftragt, auch zur Vertretung eines Rechtsanwalts verſtattet werden. 5 
8 Nach der Vorbereitungszeit wird der Referendarius auf Grund der über 
ſeinen Fleiß und ſeine praktiſche Tüchtigkeit beigebrachten Zeugniſſe von En 
Ur 


e N ATIER 


Juſtizminiſter zur großen Staatsprüfung zugelaffen. Für diefelbe werden die 
Vorſchriften, welche im Bezirke des Appellationsgerichts in Kaſſel gelten, zum 
Maaßſtabe genommen. 
Referendarien, welche die große Staatsprüfung beſtanden haben, werden 
bis zu ihrer anderweiten Anſtellung zu Gerichtsaſſeſſoren beſtellt und dem Direktor 
des Kreisgerichts zur unentgeltlichen Beſchäftigung bei dem letzteren und bei den 
Amtsgerichten überwieſen. Die Verleihung des vollen Stimmrechts an ſolche 
Gerichtsaſſeſſoren und bei den Amtsgerichten die Anweiſung eines beſtimmten 
ſelbſtſtändigen Geſchäftskreiſes hängt von der Genehmigung Unſeres Juſtizminiſters 
gab. Bei dem Kreisgericht darf die Zahl der unbeſoldeten Mitglieder mit vollem 
Stimmrecht nie die Hälfte der etatsmäßigen Richter erreichen. 


1% $23E 
i | Zur Bekleidung jeder Richter⸗, Staatsanwalts⸗ und Rechtsanwaltsſtelle 
iiſt die Ablegung der großen Staatsprüfung erforderlich. 

Dieſe Beſtimmung findet auf die bei den aufgehobenen Gerichten ange⸗ 
ſtellten Richter und auf Diejenigen, welche nach den bisherigen Vorſchriften zur 
Bekleidung eines Richteramts qualiſtzirt find, keine Anwendung. 

Die vorhandenen Acceſſiſten (Auskultanten) werden nach näherer Beſtim⸗ 
mung des Erſten Präſidenten Unſeres Appellationsgerichts in Kaſſel, ihrer bis⸗ 
herigen Ausbildung entſprechend, als Referendarien beſchäftigt. Bei Berechnung 
der für ihre Vorbereitung zur großen Staatsprüfung erforderlichen Zeit kommt 
ihre bisherige praktiſche Beſchäftigung in Betracht. 


$. 32. 


Der Direktor des Kreisgerichts und der Staatsanwalt werden von Uns, 
die Kreis⸗ und Amtsrichter, Gehülfen der Staatsanwaltſchaft, die Rechtsanwalte 
und Notare ſowie die Gerichtsaſſeſſoren in Unſerem Namen durch Unſeren Juſtiz⸗ 
miniſter, die Subaltern⸗ und Unterbeamten durch den Erſten Präſidenten Unſeres 
Appellationsgerichts in Kaſſel ernannt. 

5 Wir behalten Uns vor, älteren und verdienten Kreis- oder Amtsrichtern 
den Karakter als Kreisgerichtsrath oder Oberamtsrichter zu verleihen. 


III. Ausfuͤhrungs⸗Beſtimmung. 


$. 33. 


Die gegenwärtige Verordnung tritt mit dem 1. Januar 1869. in Kraft. 
* Unfer Juſtizminiſter iſt mit der Ausführung derſelben beauftragt und hat 
die Gerichtsbehörden mit der erforderlichen Anweiſung zu verſehen. 
Die zur Zeit beſtehenden Behörden (§. 2. Abſatz 1.) bleiben bis zur Ein⸗ 
ſetzung der neuen Gerichte in ihrer bisherigen Wirkſamkeit. 

Die bei den aufgehobenen Gerichten anhängigen Sachen ſind nach einer 
(Nr. 7219-7220.) von 


J EN 


3 
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von Unſerem Appellationsgericht in Kaſſel zu erlaſſenden Inſtruktion an die 
zuſtändigen neuen Gerichte abzugeben. 15 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Baden⸗Baden, den 6. Oktober 1868. 


(L. S.) Wilhelm. 


Frh. v. d. Heydt. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. v. Selchow. = 
Gr. zu Eulenburg. Leonhardt. 


(Nr. 7220.) Allerhöchſter Erlaß vom 26. September 1868., betreffend die bei der Spreeſchleuſe i | 
zu Coſſenblatt zu erlegende Schiffahrtsabgabe. 


Au Ihren Bericht vom 23. d. M. beſtimme Ich, daß die beim Paſſixen der 
Spreeſchleuſe zu Coffenblatt im Kreiſe Beeskow⸗Storkow des Regierungsbezirks 5 
Potsdam zu erlegende Schiffahrtsabgabe fortan nach den Sätzen und Vorſchriften 
des Tarifs für die Schiffahrtsabgabe auf den Waſſerſtraßen zwiſchen der Oder | 
und Elbe vom 9. September 1867. (Geſetz⸗Samml. S. 1577. ff.) erhoben werde. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 55 


Berlin, den 26. September 1868. 
Wilhelm. 
Frh. v. d. Heydt. Gr. v. Itzenplitz. 


An die Miniſter der Finanzen und für Handel, 
Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 


Redigirt im Büreau des Staats ⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchdruckerei 
(R. v. Decker). 


